
Erlass

des Landesbetriebs Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein (LBV.SH)

zur Regelung der Zulassung von Unterrichtsräumen der Ausbildungsstätten nach 
§ 9 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz (BKrFQG)

Vom 23.05.2024

Gemäß § 9 BKrFQG müssen Ausbildungsstätten für die beschleunigte Grundqualifikation 
und die Weiterbildung von der nach Landesrecht zuständigen Behörde anerkannt sein. Die 
nach Landesrecht zuständige Behörde erkennt eine Ausbildungsstätte auf Antrag an, 
wenn sie über die personellen und sächlichen Voraussetzungen für die Vermittlung der für 
die beschleunigte Grundqualifikation und Weiterbildung erforderlichen Kenntnisse und Fer-
tigkeiten verfügt. Dies ist der Fall, wenn sie unter anderem über geeignete Unterrichtsräu-
me verfügt. 

Gemäß § 9 Abs. 3 BKrFQG darf Unterricht nur in den in dem Anerkennungsbescheid auf-
geführten Unterrichtsräumen durchgeführt werden. Der Anerkennungsbescheid hat gemäß 
§ 5 Abs. 2 Satz 2 BKrFQV neben den zugelassenen Räumen die jeweils höchstens zuläs-
sige Teilnehmerzahl zu benennen. 

Die Teilnehmerzahl für den Unterricht zur beschleunigten Grundqualifikation und zur Wei-
terbildung ist gemäß § 6 Abs. 1 BKrFQV auf höchstens 25 Personen je Unterricht zu be-
schränken. Die Durchführung von Unterricht mit einer höheren Teilnehmerzahl ist unzuläs-
sig.

1. Zuständigkeiten

Gemäß § 9 Abs. 2 BKrFQG obliegt die Zulassung der Unterrichtsräume der nach Landes-
recht zuständigen Behörde. 

Zuständige Anerkennungsbehörde für den Bereich des Landes Schleswig-Holstein im Sin-
ne dieses Erlasses ist die gemäß Straßenverkehrsrechts-Zuständigkeitsverordnung (Str-
VRZustVO) des Landes Schleswig-Holstein vom 08.11.2004 (GVOBl. 2004, 423) in der je-
weils gültigen Fassung bestimmte Behörde.



2. Zulassungsvoraussetzungen 

Für eine Zulassung als Unterrichtsraum müssen folgende Voraussetzungen kumulativ er-
füllt sein:

a) Der theoretische Unterricht darf nur in ortsfesten Gebäuden erteilt werden. Die Un-
terrichtsräume müssen nach Größe, Beschaffenheit und Einrichtung einen sachge-
rechten Schulungsbetrieb zulassen.

b) Der Unterrichtsraum muss über folgende Mindestabmessungen verfügen:

Arbeitsfläche je Teilnehmer/in 1 m²
Arbeitsfläche für Ausbilder/in und Platzbedarf für Lehrmittel 8 m²
Luftvolumen je Person 3 m³
Mindesthöhe des Raumes 2,5 m

Für die Berechnung der Arbeitsfläche finden nur Bereiche des Unterrichtsraum Be
rücksichtigung, die tatsächlich für den Unterricht zur Verfügung stehen.

c) Der Unterrichtsraum darf nicht Teil einer Gastwirtschaft und kein Wohnraum sein.

d) Der Unterrichtsraum muss einen eigenen Zugang besitzt und darf nicht als Durch-
gang dienen.

e) Der Unterrichtsraum muss vor Beeinträchtigungen durch Lärm, Staub und Geruch 
geschützt ist,

f) Der Unterrichtsraum muss gut beleuchtet sein. Die Ausbildungsstätte darf als Unter-
richtsraum nur solche Räume betreiben, die möglichst ausreichend Tageslicht er-
halten und die eine Sichtverbindung nach außen haben.

g) Der Unterrichtsraum muss ausreichend belüftet werden können. Fenster, Oberlich-
ter und Lüftungsvorrichtungen müssen sich von den Beschäftigten sicher öffnen, 
schließen, verstellen und arretieren lassen. Sie dürfen nicht so angeordnet sein, 
dass sie in geöffnetem Zustand eine Gefahr für die Teilnehmer darstellen.

h) Der Unterrichtsraum muss gut beheizbar sein.

i) Die Ausbildungsstätte hat Toilettenräume mit Waschgelegenheit in unmittelbarer 
Nähe des Unterrichtsraumes zur Verfügung zu stellen. Es ist eine Geschlechter ge-
trennte Nutzung zu ermöglichen.

j) Jedem/r Teilnehmer/in muss mindestens eine Kleiderablage zur Verfügung stehen, 
sofern keine Umkleideräume vorhanden sind.

k) Für jede/n Teilnehmer/in muss eine Sitzgelegenheit mit Rückenlehne und eine 
Schreibunterlage (Mindestgröße DIN A4) vorhanden sein.

l) Der Unterrichtsraum muss so eingerichtet und betrieben werden, dass Gefährdun-
gen für die Sicherheit und die Gesundheit der Teilnehmer/innen möglichst vermie-
den und verbleibende Gefährdungen möglichst geringgehalten werden. Hierbei sind 



auch erforderlichen Maßnahmen zu treffen, damit die nicht rauchenden 
Teilnehmer/innen wirksam vor den Gesundheitsgefahren durch Tabakrauch ge-
schützt sind.

3. Kosten

Für die Zulassung der Unterrichtsräume werden Gebühren gemäß Nr. 399 der Anlage zu 
§ 1 der Gebührenordnung für Maßnahmen im Straßenverkehr (GebOSt) erhoben. Der Ver-
antwortliche der beantragenden Ausbildungsstätte erhält von der Anerkennungsbehörde 
einen Kostenbescheid, in dem die Verwaltungsgebühren sowie eventuelle entstandene 
Auslagen gemäß § 2 GebOSt geltend gemacht werden.

4. Übergangsvorschriften

Auf Schulungsräume die bis zum Inkrafttreten des Erlasses seitens der zuständigen Aner-
kennungsbehörde zugelassen wurden, finden die vorgenannten Regelungen bis zum 
31.12.2024 keine Anwendung. Ab dem 01.01.2025 besteht kein Besitzstandsrecht, sodass 
bei Nichtvorliegen der Anerkennungsvoraussetzungen ein Widerruf der Zulassung des be-
troffenen Unterrichtsraums zu erfolgen hat. Sofern eine Zulassung für eine geringere Teil-
nehmerzahl zulässig ist, erfolgt eine entsprechende Änderung der Zulassung.

5. Inkrafttreten

Dieser Erlass tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft.
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